
Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der hier näher bezeichneten Sitzung lade ich Sie herzlich ein.

Die Tagesordnung ist beigefügt.

Hennef, 03.02.2011

Mit freundlichen Grüßen

Klaus Pipke
Bürgermeister

Gremium

Rat

Wochentag Datum Uhrzeit

Montag 14.02.2011 17:00

Sitzungsort

Meys-Fabrik, Beethovenstraße 21, 53773 Hennef



Tagesordnung
TOP Beratungsgegenstand Anlagen

Öffentliche Sitzung

Einführung des neuen Ratsmitgliedes Herrn Hans Ludwig (Fraktion "Die
Unabhängigen)

1 Ausschussumbesetzungen

1.1 Umbesetzung von Ausschüssen;
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 01.01.2011

1

1.2 Umbesetzung von Ausschüssen;
Antrag der Fraktion "Die Linke" vom 27.01.2011

2

2 Beschlussvorlagen

2.1 Verabschiedung der Haushaltssatzung 2011 3

2.2 Erlass einer Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Vergnügungen
besonderer Art

(Empfehlung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses vom
24.01.2011)

4

2.3 Neufassung der Hundesteuersatzung zur Einführung einer Hundesteuer
für gefährliche Hunde

(Empfehlung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses vom
24.01.2011)

5

2.4 Satzung über die Reinigung von Straßen und die Erhebung von
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung)
der Stadt Hennef (Sieg) vom 03.05.2004

5. Änderungssatzung

6

2.5 Bestellung einer Behindertenbeauftragten 7

2.6 Kanalsanierungskonzept der Stadt Hennef (Sieg);
Vorstellung, Beratung und Empfehlung an den Rat der Stadt Hennef
(Sieg) und den Verwaltungsrat der Stadtbetriebe Hennef- AöR

(Empfehlung des Bauausschusses vom 01.12.2010)

8

2.7 Reduzierung der Anzahl der abrechenbaren Fraktionssitzungen

(Empfehlung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses vom
24.01.2011)

9

2.8 Resolution zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2011;
Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 02.02.2011

10

2.9 Jahresabschluss 2009 der Stadt Hennef 11



2.10 Prüfung der Jahresrechnung 2008;
Entlastung des Bürgermeisters

(Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses vom 10.02.2011)

Anlage Nr. 12
wird als

Tischvorlage
gereicht

3 Anfragen

4 Mitteilungen

Nicht öffentliche Sitzung

5 Beschlussvorlagen

5.1 Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 Abs. 1 Gemeindeordnung NW;
Genehmigung zur Übernahme einer Ausfallbürgschaft für die
Stadtwerke Hennef (Sieg) GmbH

13

5.2 Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 Abs. 1 Gemeindeordnung NW;
Genehmigung zur Übernahme einer Ausfallbürgschaft für die
Stadtbetriebe Hennef AöR

14

6 Anfragen

7 Mitteilungen



Beschlussvorlage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2011/2171 Anlage Nr.: ______

Datum: 18.01.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Umbesetzung von Ausschüssen;
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 01.01.2011

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Hennef beschließt, die Ausschüsse des Rates der Stadt Hennef
entsprechend des Antrages der Fraktion „Die Unabhängigen“ vom 01.01.2011 umzubesetzen.

Begründung

Gemäß §§ 57 und 58 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – Westfalen bildet der Rat
die Ausschüsse und regelt deren Zusammensetzung.

Hennef (Sieg), den 18.01.2011

Klaus Pipke
Bürgermeister









Beschlussvorlage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2011/2184 Anlage Nr.: ______

Datum: 01.02.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Umbesetzung von Ausschüssen;
Antrag der Fraktion "Die Linke" vom 27.01.2011

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Hennef beschließt, die Ausschüsse des Rates der Stadt Hennef
entsprechend des Antrages der Fraktion „Die Linke“ vom 27.01.2011 umzubesetzen.

Begründung

Gemäß §§ 57 und 58 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – Westfalen bildet der Rat
die Ausschüsse und regelt deren Zusammensetzung.

Hennef (Sieg), den 01.02.2011

Klaus Pipke
Bürgermeister





Beschlussvorlage

Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2009/1701/1 Anlage Nr.: ______

Datum: 02.02.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Verabschiedung der Haushaltssatzung 2011

Beschlussvorschlag

Die Haushaltssatzung, der Ergebnisplan, der Finanzplan, die Teilpläne und die Anlagen
zum Haushaltsplan werden in Form des Entwurfes 2011 und unter Berücksichtigung der im
Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss am 24.01.2011 sowie im Jugendhilfeausschuss am
08.02.2011 beschlossenen Änderungen verabschiedet.

Begründung

Gemäß § 80 Abs. 4 GO ist über den Entwurf der Haushaltssatzung und ihre Anlagen vom Rat
in öffentlicher Sitzung zu beraten und zu beschließen.

Auf folgende Anlagen wird verwiesen:

 Auszug aus der Niederschrift des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses 
vom 24.01.2011,

 Auszug aus der Niederschrift des Jugendhilfeausschusses vom 08.02.2011
(wird nachgereicht!),

 die Haushaltssatzung 2011,
 der Ergebnisplan,
 der Finanzplan,
 eine Kontenübersicht zum Ergebnisplan,
 eine Kontenübersicht zum Finanzplan,
 eine Übersicht über die Investitionen,
 Antrag der SPD-Fraktion zum „Bürgerhaushalt“ nebst Stellungnahme der

Verwaltung.

Klaus Pipke
Bürgermeister











































































































Beschlussvorlage

Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2011/2173 Anlage Nr.: ______

Datum: 19.01.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

24.01.2011 öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Erlass einer Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Vergnügungen besonderer Art

Beschlussvorschlag

Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef, die
Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Vergnügungen besonderer Art in der als Anlage
beigefügten Form zu beschließen.

Begründung

Nach der Abschaffung des Vergnügungssteuergesetzes NRW bildet das
Kommunalabgabengesetz (KAG) die Rechtsgrundlage für kommunales Satzungsrecht zur
weiteren Erhebung von Vergnügungssteuern. Bei der Einführung einer neuen Steuer im Sinne
des § 2 Abs. 2 KAG bedürfen die Satzungen einer Genehmigung des Innen- und des
Finanzministeriums. Für die hier beabsichtigte Steuer wurden die Genehmigungen in 2010
erteilt, so dass eine solche Steuer nunmehr in NRW erhoben werden kann.

Die Einführung der Steuer in Hennef erfolgt aus ordnungspolitischen Gesichtspunkten heraus.
Vermehrt sind Anfragen für die Ansiedlung solcher Gewerbetriebe zu verzeichnen. Darüber
hinaus stehen aktuell mehrere Objekte, an denen dieses Gewerbe bisher ausgeübt wurde, leer.
Es ist nicht unwahrscheinlich, dass an diesen Orten, aufgrund der insgesamt schwierigen
Vermarktung der Gebäude, erneut Clubs ihren Veranstaltungsbetrieb aufnehmen. Es ist daher
zu befürchten, dass es zu einer weiteren Anhäufung dieser Gewerbebetriebe im Stadtgebiet
kommen wird. Negative Auswirkungen auf das Image der Stadt und die Attraktivität des
Standortes Hennef, sowie die Vermarktung von Flächen und Gebäuden im Gewerbegebiet sind
nicht auszuschließen. Ordnungsrechtlich oder planungsrechtlich besteht keine Möglichkeit, auf
diese Anhäufung aktiv Einfluss zu nehmen. Durch die Einführung der Steuer soll der Standort
Hennef nicht weiterhin attraktiv für die Ansiedlung des Gewerbes dieser Art gestaltet sein.

Klaus Pipke



Bürgermeister
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Satzung der Stadt Hennef (Sieg)

über die Erhebung einer Steuer auf Vergnügungen besonderer Art

vom __________

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), zuletzt
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.12.2010 (GV NRW S. 688), und der §§ 3 und §
20 Absatz b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom
21.10.1969 (GV NRW S.712 / SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes
vom 30.06.2009 (GV NRW S. 394), hat der Rat der Stadt Hennef in seiner Sitzung am
_________ folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Steuergläubiger

Die Stadt Hennef erhebt nach dieser Satzung eine Vergnügungssteuer als örtliche
Aufwandsteuer nach Maßgabe der in § 2 im Einzelnen aufgeführten
Besteuerungstatbestände.

§ 2 Steuergegenstand

Der Besteuerung unterliegen die im Stadtgebiet veranstalteten nachfolgenden
Vergnügungen (Veranstaltungen):

1. Striptease, Peepshows und Tabledances sowie Darbietungen ähnlicher Art;

2. Veranstaltungen, bei denen -unabhängig von der Art der Aufzeichnung und Wiedergabe-
Filme vorgeführt werden, die nicht gemäß § 14 Abs. 2 oder 7 des Jugendschutzgesetzes
vom 23.07.2002 (BGBl I S. 2730) gekennzeichnet sind;

3. die gezielte Einräumung der Gelegenheit zu sexuellen Vergnügungen in Bars, Sauna-,
FKK- und Swingerclubs sowie ähnlichen Einrichtungen;

4. das Angebot sexueller Handlungen gegen Entgelt außerhalb der in Nr. 3 genannten
Einrichtungen, zum Beispiel in Zimmervermietungen, Beherbergungsbetrieben,
Privatwohnungen, Wohnwagen und Kraftfahrzeugen;

5. Sex- und Erotikmessen.

§ 3 Steuerschuldner

1. Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter).

2. Als Unternehmer (Mitunternehmer) der Veranstaltung gilt auch der Inhaber der Räume
oder Grundstücke, in oder auf denen die Veranstaltung stattfindet, wenn er im Rahmen
der Veranstaltung Speisen oder Getränke verkauft oder an den Einnahmen oder dem
Ertrag aus der Veranstaltung beteiligt ist.
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3. Personen, die nebeneinander die Steuer schulden, sind Gesamtschuldner.

§ 4 Besteuerung nach der Fläche

1. Für Veranstaltungen nach § 2 Nr. 1, 3 und 5 wird die Steuer nach der Größe der
Veranstaltungsfläche erhoben. Als Veranstaltungsfläche gelten die für das Publikum
zugänglichen Flächen mit Ausnahme der Toiletten- und Garderobenräume, an denen
Veranstaltungen im Sinne des § 2 Nr. 1, 3, 5 angeboten werden und stattfinden.

2. Die Steuer beträgt bei den Veranstaltungen nach Absatz 1 für jede angefangenen zehn
Quadratmeter Veranstaltungsfläche 3,00 €. Die Steuer wird dabei auf den maximalen
15-fachen Satz, je zehn angefangene Quadratmeter Veranstaltungsfläche, begrenzt.

3. Bei Veranstaltungen, die ununterbrochen länger als 24 Stunden dauern, wird die Steuer
für jede angefangenen 24 Stunden erhoben.

§ 5 Prostitution

1. Bei Veranstaltungen nach § 2 Nr. 4 beträgt die Steuer unabhängig von der tatsächlichen
zeitlichen Inanspruchnahme und der Anzahl der sexuellen Handlungen für jede/n
Prostituierte/n 5,00 € pro Veranstaltungstag. Es werden für jeden Kalendermonat 25
Veranstaltungstage zugrunde gelegt. Wird der Nachweis erbracht, dass weniger als 25
Veranstaltungstage im Kalendermonat stattgefunden haben, wird die Steuer
entsprechend der Anzahl der nachgewiesenen Veranstaltungstage festgesetzt.

2. Die Abrechnung der Veranstaltungstage hat innerhalb von 14 Kalendertagen nach Ende
des Veranstaltungsmonats auf dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck
(Steuererklärung) zu erfolgen.

§ 6 Filmveranstaltungen

Die Steuer beträgt bei Filmveranstaltungen im Sinne des § 2 Nr. 2:

a. für das Vorführen von Filmen in Kinos und Filmkabinen 20 vom Hundert des Entgelts.
Entgelt ist die gesamte Vergütung, die für die Teilnahme an der Vorführung erhoben
wird, abzüglich der hierin enthaltenen Beträge für Speisen und Getränke oder
sonstige Zugaben nach den in Betrieben vergleichbarer Art üblichen Sätzen,
höchstens jedoch bis zur Hälfte des für die Teilnahme an der Filmvorführung zu
entrichtenden Entgelts. Die Abrechnung des hat innerhalb von 14 Kalendertagen
nach Ende des Veranstaltungsmonats auf dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck
(Steuererklärung) zu erfolgen. Wird kein Entgelt erhoben, ist eine Pauschsteuer von
3,00 EUR für jede angefangenen zehn Quadratmeter der Veranstaltungsfläche zu
erheben. Die Vorschriften des § 4 Nr. 1 Satz 2 und Nr. 3 sind entsprechend
anzuwenden.

b. in Nachtlokalen, Bars, Saunaclubs, Massagesalons und ähnlichen Betrieben für
jeden angefangenen Kalendermonat 50,00 EUR je Bildschirm, Leinwand oder
ähnlichem Filmbetrachtungsgerät.
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§ 7 Mehrere Vergnügungen

1. Sex- und Erotikmessen unterliegen mit allen hier angebotenen Vergnügungen
ausschließlich dem Besteuerungstatbestand des § 2 Nr. 5.

2. In allen anderen Fällen wird jedes Vergnügen gesondert besteuert.

§ 8 Besondere Besteuerung

1. Auf Antrag des Veranstalters kann bei Veranstaltungen im Sinne des § 2 Nr. 1 und Nr. 3
eine Besteuerung nach dem Entgelt erfolgen, wenn ein Entgelt erhoben wird. Entgelt im
Sinne dieser Vorschrift ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder nach der
Veranstaltung erhoben wird, einschließlich des Eintrittsgeldes, der Gebühren für
Kleideraufbewahrung und Programme, dem Verzehr, eines festgelegten
Mindestverzehrs und der Mehrwertsteuer. Unterschreitet das Entgelt einen Betrag von
5,00 € pro Besucher, wird der Besteuerung ein Mindestentgelt in Höhe von 5,00 €
zugrunde gelegt. Der Steuersatz beläuft sich auf 10 vom Hundert des Entgelts. Der
Antrag ist bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 zu stellen, bei Dauerveranstaltungen im
Sinne des § 13 Abs. 2 vor Beginn des jeweiligen Veranstaltungsmonats.

2. Die Abrechnung des Entgelts nach Absatz 1 hat spätestens innerhalb von drei
Werktagen nach der Veranstaltung auf dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck
(Steuererklärung) zu erfolgen, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen
(Dauerveranstaltungen im Sinne des § 13 Abs. 2) innerhalb von vierzehn Kalendertagen
nach Ende des Veranstaltungsmonats.

§ 9 Entstehung

Der Steueranspruch entsteht mit Beginn der Veranstaltung.

§ 10 Festsetzung und Fälligkeit

1. Die Steuer wird nach der Durchführung der Veranstaltung durch Steuerbescheid
festgesetzt. Die Steuer ist daraufhin innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Steuerbescheides zu entrichten.

2. Bei Dauerveranstaltungen nach § 13 Abs. 2 erfolgt die Festsetzung monatlich. Sofern
der Steueranspruch nicht gefährdet scheint, kann bei diesen Dauerveranstaltungen eine
vierteljährliche Festsetzung vereinbart werden.

§ 11 Vorauszahlungen, Sicherheitsleistung

Die Stadt Hennef ist berechtigt, Vorauszahlungen oder Sicherheitsleistungen in der
voraussichtlichen Höhe der Steuerschuld zu verlangen. Ergibt sich bei der Abrechnung der
geleisteten Vorauszahlungen eine Nachzahlung, so ist diese innerhalb von einem Monat
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nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten; zuviel gezahlte Beträge werden
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides unverzüglich durch Aufrechnung oder
Rückzahlung ausgeglichen.

§ 12 Steuervereinbarungen

Die Stadt Hennef kann abweichend von den Vorschriften der §§ 5 bis 8 den Steuerbetrag
mit dem Veranstalter vereinbaren, wenn der Nachweis der steuerlich relevanten Daten im
Einzelfall besonders schwierig ist oder wenn die Vereinbarung zu einer Vereinfachung der
Berechnung führt.

§ 13 Anzeige- und Erklärungspflichten

1. Veranstaltungen im Sinne von § 2 sind spätestens zehn Werktage vor Beginn der
Veranstaltung bei der Abteilung Steuerwesen der Stadt Hennef, anzumelden. Bei
unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist die Anmeldung an dem
auf die Veranstaltung folgenden Werktag nachzuholen.

2. Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen
eines Veranstalters am selben Veranstaltungsort (Dauerveranstaltungen) ist eine
einmalige Anmeldung ausreichend. Die Anmeldung hat spätestens zehn Werktage vor
Beginn der ersten Veranstaltung zu erfolgen. Veränderungen sind vor Beginn des
jeweiligen Veranstaltungsmonats anzuzeigen. Im Einzelfall können abweichende
Regelungen getroffen werden.

3. Über die Anmeldung kann eine Bescheinigung erteilt werden.

4. Zur Anmeldung sind alle in § 4 genannten Personen sowie der Inhaber der Räume oder
Grundstücke, in oder auf denen die Veranstaltung stattfindet, verpflichtet.

5. Die endgültige Einstellung von Veranstaltungen ist innerhalb eines Monats nach der
letzten durchgeführten Veranstaltung anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige gilt als Tag
der Beendigung der Veranstaltungstätigkeit der Tag des Eingangs der Anzeige.

6. Bei den Anmeldungen bzw. Anzeigen nach den vorstehenden Absätzen handelt es sich
um Steuererklärungen im Sinne der §§ 149 ff. der Abgabenordnung. Sie können formlos,
mündlich oder zur Niederschrift abgegeben werden, soweit diese Satzung im Einzelnen
nichts anderes bestimmt oder im Einzelfall keine andere Bestimmung getroffen wird.
Gleichzeitig mit der Anmeldung oder Anzeige sind alle Angaben zu machen, die zur
Feststellung des Steuerschuldners und zur Durchführung der Besteuerung nach den §§
5 - 8 erforderlich sind.

§ 14 Verspätungszuschlag

Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter
Abgabe einer Steuererklärung  erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung in
der jeweils geltenden Fassung.

§ 15 Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften
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Sowohl der Veranstalter als auch der Eigentümer, der Vermieter, der Besitzer und der
sonstige Inhaber der benutzten Räume oder Grundstücke sind verpflichtet, mit
Dienstausweis oder besonderer Vollmacht ausgestatteten Vertretern der Stadtverwaltung
Hennef zur Nachprüfung der Erklärungen und zur Feststellung von Steuertatbeständen
unentgeltlich Einlass in die Veranstaltungsräume, auch während der Veranstaltungen, zu
gewähren.

§ 16 Straftaten / Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der §§ 13 und 15 dieser Satzung können
gemäß §§ 17 und 20 des Kommunalabgabengesetzes NRW (KAG) als Straftat bzw.
Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§ 17 Geltung des Kommunalabgabengesetzes und der Abgabenordnung

Soweit diese Satzung im Einzelnen nichts anderes bestimmt, sind die Vorschriften der §§ 12
- 22a des KAG und der Abgabenordnung - soweit diese nach § 12 des KAG für die
Vergnügungssteuer gelten - in der jeweiligen Fassung anzuwenden.

§ 18 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.04.2010 in Kraft. Sie ist für alle Veranstaltungen anzuwenden, die
ab diesem Tag durchgeführt werden.



Beschlussvorlage

Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2011/2165 Anlage Nr.: ______

Datum: 12.01.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

24.01.2011 öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Neufassung der Hundesteuersatzung zur Einführung einer Hundesteuer für gefährliche Hunde

Beschlussvorschlag

Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef, die
Hundesteuersatzung in der als Anlage beigefügten Form zu beschließen.

Begründung

Zurzeit sind in der Stadt Hennef insgesamt 56 gefährliche Hunde im Sinne des
Landeshundegesetzes gemeldet. In der jüngeren Vergangenheit ist eine zunehmende Tendenz
zur Haltung dieser Tiere festzustellen. Gleichzeitig wurden im Herbst/Winter 2010 mehrere
Beißvorfälle von Kampfhunden beim Ordnungsamt der Stadt Hennef angezeigt; in einem Fall
ist auch ein Kind gebissen worden. Da die Haltung von Kampfhunden ordnungspolitisch aus
Sicht der Stadtverwaltung nicht erwünscht ist, sollen Kampfhunde ab dem 01.04.2011 mit
höheren Steuersätzen belegt werden, um die Haltung der Tiere nicht weiter attraktiv zu
gestalten.

Im Rhein-Sieg-Kreis haben sich bislang 14 Kommunen zur Einführung einer
„Kampfhundesteuer“ entschieden; der mittlere Steuersatz beläuft sich auf 595,00 €/Hund.

Gleichzeitig ist aus Gründen der Abgabengerechtigkeit eine Hundebestandsaufnahme ab Mitte
2011 geplant, die dazu dienen soll, alle Hunde im Stadtgebiet zu ermitteln.

Die Veränderungen in der Hundesteuersatzung sind in der Anlage als unterstrichener Text
kenntlich gemacht.

Klaus Pipke
Bürgermeister





















Beschlussvorlage

Amt: Stadtbetriebe Hennef (AöR) - Tiefbau TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2011/2172 Anlage Nr.: ______

Datum: 27.01.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Satzung über die Reinigung von Straßen und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt Hennef (Sieg) vom 03.05.2004

5. Änderungssatzung

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschließt die als Anlage 1 beigefügte 5. Änderungssatzung
zur Satzung über die Reinigung von Straßen und die Erhebung von
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt Hennef
(Sieg) vom 03.05.2004. Sie umfasst die Ergänzung bzw. Korrektur des Straßenverzeichnisses
und die Änderung von Teilen des Satzungstextes.

Begründung

1. Straßenverzeichnis

Bedingt durch vorgenommene Widmungen nach § 6 StrWG NW müssen Straßen im
Straßenverzeichnis der Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt Hennef (Sieg) neu
aufgenommen werden. Anträge von Bürgern sowie Mitteilungen und Anregungen durch die
Verwaltung können je nach Beschlusslage ebenfalls ergänzend im Straßenverzeichnis
aufgenommen werden.

Der Bauausschuss hat in seiner Sitzung am 01.12.2010 dem Rat der Stadt Hennef (Sieg)
einstimmig die Änderung und Ergänzung des Straßenverzeichnisses der Straßenreinigungs-
und Gebührensatzung vom 03.05.2004 empfohlen (Beschluss-Nr. 93).

I. Widmungen:
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1. Hennef (Sieg), Krokusweg v. Lilienweg bis Irisweg
2. Hennef (Sieg), Irisweg (Wegeparzelle 1338) v. Krokusweg bis Irisweg (Wegeparzelle

1205)
3. Hennef (Sieg), Wolkensteinstraße
4. Hennef (Sieg), Sonnenburgstraße
5. Hennef (Sieg), Kürenbergstraße
6. Hennef (Sieg), Spervogelstraße
7. Hennef (Sieg), Eschenbachstraße
8. Hennef (Sieg), Über dem Rechen
9. Hennef (Sieg), Im Maisfeld
10. Hennef (Sieg), An der Stompeich
11. Hennef (Sieg), Zum Höhnerfeld
12. Hennef (Sieg), Griendskaule zwischen Heltenstraße u. Hohlweg
13. Hennef (Sieg), Griendskaule U-förmiger Rundweg (Wegeparzelle 878)
14. Hennef (Sieg), Hohlweg von Hanftalstraße bis Griendskaule
15. Hennef (Sieg), Hohlweg v. Griendskaule bis Ausbauende in östl. Richtung
16. Hennef (Sieg), Kapellenstraße von Wingenshof bis Hanftalstraße
17. Hennef-Bröl, Am Floß, Stichweg nördlich der B 478 (rechts v. Hüpganssiefen)
18. Hennef-Oberauel, Halberger Straße
19. Hennef-Oberauel, Auf dem Bruch
20. Hennef-Oberauel, Am Bachgarten
21. Hennef-Oberauel, Im Dorf
22. Hennef-Oberauel, Am Alftersgraben
23. Hennef-Oberauel, Zur Heide
24. Hennef-Oberauel, Im Lindenhof v. Zur Heide bis Zum alten Kirchweg
25. Hennef-Oberauel, Im Beckersbungert
26. Hennef-Söven, Blankenbacher Straße (v. Am Frohnhof bis Ausbauende)
27. Hennef-Söven, Steinenkreuz
28. Hennef-Eulenberg, Berghagen ( v. Priesterbergweg bis Berghagen (Wegeparzelle 14)
29. Hennef-Eulenberg, Überholz
30. Hennef-Eulenberg, Steinbruchstraße
31. Hennef-Lichtenberg, Im Baumgarten zwischen Einmündung Wegeparzelle 81 u.

Uckerather Straße
32. Hennef-Lichtenberg, Schleehecke zwischen Uckerather Straße und Bohnenhof
33. Hennef-Lichtenberg, Bohnenhof zwischen Im Baumgarten und Fahrweg
34. Hennef-Lichtenberg, Schieferhof (Teilstück aus Wegeparzelle 106 sowie 257 u. 259)
35. Hennef-Lichtenberg, Am Meßkreuz v. Zum Siegtal bis Fußweg (Wegeparzelle 504)

II. Anträge:

1. Hennef-Bierth, Bierther Weg
2. Hennef-Bierth, Am Busch
3. Hennef-Lichtenberg, Im Baumgarten
4. Hennef-Söven, Am Telegraph
5. Hennef-Bierth, Zum Scherbusch

III. Redaktionelle Änderungen und Anregungen der Verwaltung:

1. Zissendorfer Garten

Zu I.:

Durch die Widmung von Straßen sind Entscheidungen über die Wahrnehmung von
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Straßenreinigung und Winterdienst erforderlich geworden.
I.1 Krokusweg
Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.2 Irisweg (Wegeparzelle 1338) v. Krokusweg bis Irisweg (Wegeparzelle 1205)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.3 Wolkensteinstraße

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.4 Sonnenburgstraße

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.5 Kürenbergstraße

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.6 Spervogelstraße

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.7 Eschenbachstraße

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.8 Über dem Rechen

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.
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I.9 Im Maisfeld

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.10 An der Stompeich

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.11 Zum Höhnerfeld

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.12 Griendskaule zwischen Heltenstraße und Hohlweg

Die Straßen Hohlweg (bis Griendskaule), Griendskaule zwischen Hohlweg und Heltenstraße
sowie die Heltenstraße bilden eine Sammelfunktion für das Neubaugebiet in Geisbach.
Aufgrund der Verkehrsbedeutung sollte der Winterdienst gebührenpflichtig von der Stadt
durchgeführt werden. Die Übertragung der Straßenreinigung auf die Anlieger ist jedoch i.S. des
§ 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße handelt, die
überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.13 Griendskaule (u-förmiger Rundweg Wegeparzelle 878)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I. 14 Hohlweg v. Hanftalstraße bis Griendskaule

Die Straßen Hohlweg (bis Griendskaule), Griendskaule zwischen Hohlweg und Heltenstraße
sowie die Heltenstraße bilden eine Sammelfunktion für das Neubaugebiet in Geisbach.
Aufgrund der Verkehrsbedeutung und der darin befindlichen Steigungen sollte der Winterdienst
gebührenpflichtig von der Stadt durchgeführt werden. Die Übertragung der Straßenreinigung
auf die Anlieger ist jedoch i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es
sich hier um eine Straße handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient

I.15 Hohlweg v. Griendskaule bis Ausbauende in östl. Richtung

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.
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I. 16 Kapellenstraße von Wingenshof bis Hanftalstraße

Bei der Straße handelt es sich um eine innerörtliche Verkehrsstraße. Aufgrund der
durchgehenden Steigung sowie der vielen Abzweigungen bzw. Einmündungen sollte der
Winterdienst gebührenpflichtig von der Stadt durchgeführt werden. Die Straßenreinigung kann
jedoch auf die Anlieger übertragen werden.

I. 17 Am Floß (Stichweg nördl. der B 478 sowie rechts v. Hüpganssiefen)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße bei der die Straßenreinigung wie auch der
Winterdienst auf die Anlieger übertragen werden sollte. Die Übertragung der Straßenreinigung
ist i.S. des § 4 Abs. 1 Straßenreinigungsgesetz NW zumutbar, da es sich hier um eine Straße
handelt, die überwiegend dem Anliegerverkehr dient.

I.18 Halberger Straße

Bei der Straße handelt es sich um eine innerörtliche Verkehrsstraße. Sie ist bereits im
Straßenverzeichnis aufgeführt. Die Straßenreinigung ist auf die Anlieger übertragen, der
Winterdienst wird gebührenpflichtig von der Stadt übernommen.

I.19 Auf dem Bruch

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.20 Am Bachgarten

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.21 Im Dorf

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Die einzelnen Straßenbereiche sind
bereits im Straßenverzeichnis aufgeführt.

I.22 Am Alftersgraben

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.23 Zur Heide

Bei der Straße handelt es sich um eine innerörtliche Verkehrsstraße. Sie ist bereits im
Straßenverzeichnis aufgeführt. Die Straßenreinigung ist auf die Anlieger übertragen, der
Winterdienst wird gebührenpflichtig von der Stadt übernommen.

I.24 Im Lindenhof (v. Zur Heide bis Zum alten Kirchweg)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis in 2
Bereichen aufgeführt. Die Straßenreinigung v. Zur Heide bis Zum alten Kirchweg ist auf die
Anlieger übertragen, der Winterdienst wird gebührenpflichtig von der Stadt übernommen.

I.25 Im Beckersbungert

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
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aufgeführt. Die Straßenreinigung ist auf die Anlieger übertragen, der Winterdienst wird
gebührenpflichtig von der Stadt übernommen.

I.26 Blankenbacher Straße (v. Am Frohnhof bis Ausbauende)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung ist auf die Anlieger übertragen, der Winterdienst wird
gebührenpflichtig von der Stadt übernommen

I.27 Steinenkreuz

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung ist auf die Anlieger übertragen, der Winterdienst wird
gebührenpflichtig von der Stadt übernommen

I.28 Berghagen

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.29 Überholz

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.30 Steinbruchstraße

Bei der Straße innerhalb des bebauten Bereiches handelt es sich um eine innerörtliche
Verkehrsstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis aufgeführt: Die Straßenreinigung ist auf
die Anlieger übertragen, der Winterdienst wird gebührenpflichtig von der Stadt übernommen.

I.31 Im Baumgarten v. Einmündung Wegeparzelle 81 bis Uckerather Straße

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.32 Schleehecke

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.33 Bohnenhof (zwischen Im Baumgarten u. Fahrweg)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.34 Schieferhof (Teilstück aus Wegeparzelle 106 sowie 257 u. 259)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

I.35 Am Meßkreuz v. Zum Siegtal bis Fußweg (Wegeparzelle 504)

Bei der Straße handelt es sich um eine Wohnstraße. Sie ist bereits im Straßenverzeichnis
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aufgeführt. Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen.

Zu II. Anträge:

II.1 Bierther Weg

Gemäß der derzeitigen Straßenreinigungssatzung ist die Straße als Wohnstraße eingestuft.
Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind seit der letzten Satzungsänderung 2009 auf die
Anlieger übertragen. Vor dieser Änderung wurde der Winterdienst von der Stadt
gebührenpflichtig durchgeführt. Seitens des Baubetriebshofes wurde u.a. darauf hingewiesen,
dass es sehr problematisch ist, mit den Räumfahrzeugen in die in diesem Bereich doch sehr
engen Straßen hereinzufahren. Bei der Straße handelt es sich um eine gerade durchgehende
ca. 3,50 Meter breite Straße, die kein überdurchschnittliches Gefälle aufweist. Die Anwohner
fordern wieder den gebührenpflichtigen Winterdienst durch die Stadt. Begründung: Der Bierther
Weg sei eine Umgehungsstraße der viel befahrenen B 8, er ist eine häufig befahrene Straße,
die sehr abschüssig verlaufe. Dieser Aussage muss jedoch widersprochen werden. Der
Bierther Weg ist eine reine Anliegerstraße wie viele andere Straßen im Stadtgebiet auch.
Aufgrund der vorgeschriebenen Straßenbreite ist sie als Umgehungsstraße ungeeignet. Ein
Begegnungsverkehr PKW/PKW ist in weiten Bereichen der Straße nicht möglich. Ferner sei der
Bierther Weg ein Schulweg und muss daher sicher begeh- und befahrbar sein. Die Funktion
eines Weges als Schulweg führt allgemein nicht dazu, die Verkehrswichtigkeit anzunehmen.
Hier entscheidet die tatsächliche Verkehrsfrequenz. Eine andere Auffassung würde die Stadt
(bzw. Baubetriebshof) überfordern. Sollte die Rolle als Schulweg reichen, müsste die Stadt
jeden Weg im Stadtgebiet, der von einigen Schülern benutzt wird und somit ihr Schulweg ist,
räumen.

Berufstätige u. ältere Leute sind mit dem Räumdienst überfordert. Hier gilt wie für alle anderen
Straßen und Beitragspflichtigen auch die Regelung des § 5 Abs. 3 der
Straßenreinigungssatzung: Auf Antrag des reinigungspflichtigen Grundstückseigentümers kann
ein Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung die
Reinigungspflicht an seiner Stelle übernehmen. Die Zustimmung hängt davon ab, dass der
Dritte eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachweist. Die Zustimmung ist jederzeit
widerruflich und nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht.

Bei unbebauten Grundstücken unterbleibe der Räumdienst durch den Eigentümer vollständig.
Hier wird darauf hingewiesen, dass die Anlieger verpflichtet sind, die Straße im Winter
entsprechend der Satzung von Schnee und Eis zu räumen. Das Ordnungsamt wurde über das
Unterlassen der Winterdienstpflichten v. verschiedenen Anwohner informiert und aufgefordert,
bei entsprechenden Witterungsverhältnissen vermehrt zu kontrollieren. Der Antrag auf
Übernahme des Winterdienstes durch die Stadt sollte daher abgelehnt werden (auch zur
Vermeidung von weiteren Berufungsfällen).

II.2 Am Busch

Gemäß der derzeitigen Straßenreinigungssatzung ist die Straße als Wohnstraße eingestuft.
Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind seit der letzten Satzungsänderung 2009 auf die
Anlieger übertragen. Vor dieser Änderung wurde der Winterdienst von der Stadt
gebührenpflichtig durchgeführt. Seitens des Baubetriebshofes wurde u.a. darauf hingewiesen,
dass es sehr problematisch ist, mit den Räumfahrzeugen in die in diesem Bereich doch sehr
engen Straßen hereinzufahren. Bei der Straße handelt es sich um eine gerade durchgehende
ca. 3,50 Meter breite u. 107 Meter lange Straße, die kein überdurchschnittliches Gefälle
aufweist. Auf der Gesamtlänge weist die Straße ein Gefälle v. 8,15 % auf. Im
Einmündungsbereich zur B 8 beträgt das Gefälle 6,5 %( dazu im Vergleich: eine
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behindertengerechte Rampe hat ein Gefälle –Höchstlängstneigung v. 6 %) Die Anwohner
fordern wieder den gebührenpflichtigen Winterdienst durch die Stadt. Begründung: Die Straße
habe einiges an Gefälle. Durch den Schneefall im vergangenen Winter wäre keine Befahrung
des Weges mit Müllwagen, Post und ähnlichem möglich gewesen. Hier wird darauf
hingewiesen, dass die Anlieger verpflichtet sind, die Straße im Winter entsprechend der
Satzung von Schnee und Eis zu räumen. Dies ist wohl in einigen Fällen im Bereich der Straße
„Am Busch“ unterblieben. Das Ordnungsamt wurde über das Unterlassen der
Winterdienstpflichten v. verschiedenen Anwohner informiert und aufgefordert, bei
entsprechenden Witterungsverhältnissen vermehrt zu Kontrollieren. Der Antrag auf Übernahme
des Winterdienstes durch die Stadt sollte daher abgelehnt werden (auch zur Vermeidung von
weiteren Berufungsfällen).

II.3 Im Baumgarten

Gemäß der derzeitigen Straßenreinigungssatzung ist die Straße als Wohnstraße eingestuft.
Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen. Die Straße weist
in einem Teilbereich eine Gefällestrecke auf. Eine Anwohnerin fordert die Übernahme des
Winterdienstes gebührenpflichtig durch die Stadt. Die Straße weist keine gefährlichen Stellen
auf. Ferner hat sie ein geringes Verkehrsaufkommen (reine Wohnstraße). Daher sollte die
bisherige Satzungsregelung weiter beibehalten werden. 

II.4 Am Telegraph

Gemäß der derzeitigen Straßenreinigungssatzung ist die Straße als Wohnstraße eingestuft
(Sackgasse). Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen. Die
Straße weist kein Gefälle auf. Eine Anwohnerin fordert die Übernahme des Winterdienstes
gebührenpflichtig durch die Stadt. In der Straße wohnen ältere Menschen die mit dem
Räumdienst überfordert sind. Hier gilt wie für alle anderen Straßen und Beitragspflichtigen auch
die Regelung des § 5 Abs. 3 der Straßenreinigungssatzung: Auf Antrag des
reinigungspflichtigen Grundstückseigentümers kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung
gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an seiner Stelle übernehmen.
Die Zustimmung hängt davon ab, dass der Dritte eine ausreichende Haftpflichtversicherung
nachweist. Die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange wirksam, wie die
Haftpflichtversicherung besteht. Der Antrag auf Übernahme des Winterdienstes durch die Stadt
sollte daher abgelehnt werden.

II.5 Zum Scherbusch

Gemäß der derzeitigen Straßenreinigungssatzung ist die Straße als Wohnstraße eingestuft.
Die Straßenreinigung und der Winterdienst sind auf die Anlieger übertragen. Anlieger fordern
durch einen Bürgerantrag vom 25.09.2010 die gebührenpflichtige Übernahme des
Winterdienstes durch die Stadt. Bedingt durch die topographische Höhenlage der Ortschaft
Bierth bleibe Schnee und Eis länger liegen. Dadurch entstünden erhebliche Probleme für
Notarzt, Feuerwehr und Müllabfuhr.
Der Antrag sollte abgelehnt werden. Die Straße weist keine gefährlichen Stellen auf. Ferner hat
sie ein geringes Verkehrsaufkommen, daher ist die Übertragung der Straßenreinigung und des
Winterdienstes auf die Anlieger i.S. des § 4 StrReinG NRW zumutbar. Zum Vergleich dienen
hier auch andere Straßen in den Ortslagen wie Lichtenberg, Bierth, Uckerath und Eulenberg.

III. zu redaktionellen Änderungen

III.1 Zissendorfer Garten

Gemäß dem aktuellen Straßenverzeichnis zur Straßenreinigung hat der Zissendorfer Garten
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einen Gehweg. Die Aussage wird korrigiert. Der Zissendorfer Garten hat keinen Gehweg, er hat
eine Mischverkehrsfläche.

Die vorstehenden Änderungen unter I bis III werden durch die 5. Änderungssatzung in das
Ortsrecht der Stadt Hennef (Sieg) aufgenommen.

Das Straßenverzeichnis wird wie folgt ergänzt bzw. geändert:

Straßen-schlüs
sel

Straße Stadtteil Straßen-art Geh-we
g

Sommer-die
nst

Winterdienst

Hennef-Zentral
ort

001 / 857 An der Stompeich H- Hennef W k.G. X X

001 / 289 Eschenbachstraße H- Hennef W k.G. X X

001 / 597 Grindskaule zwischen
Heltenstraße und
Hohlweg

H- Hennef W k.G. X O

001 / 597 Grindskaule
(U-förmiger Rundweg
Wegeparzelle 878)

H- Hennef W k.G. X X

001 / 132 Hohlweg v.
Hanftalstraße bis
Grindskaule

H- Hennef W k.G. X O

001 / 132 Hohlweg v.
Grindskaule bis
Ausbauende in
östlliche Richtung

H- Hennef W k.G. X X

001 /856 Im Maisfeld H- Hennef W k.G. X X

001 / 0808 Irisweg
(Wegeparzelle 1338)
v. Krokusweg bis
Irisweg
(Wegeparzelle 1205)

H- Hennef W k.G. X X

001 / 133 Kapellenstraße von
Wingenshof bis
Hanftalstraße

H- Hennef I.V. X. X O

001 / 805 Krokusweg H- Hennef W k.G. X X

001 / 258 Kürenbergstraße H- Hennef W k.G. X X

001 / 251 Sonnenburgstraße H- Hennef W k.G. X X

001 / 372 Spervogelstraße H- Hennef W k.G. X X

001 / 855 Über dem Rechen H- Hennef W k.G. X X
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001 / 375 Wolkensteinstraße H- Hennef W k.G. X X

001 / 800 Zissendorfer Garten H- Hennef W k.G. X X

001 / 854 Zum Höhnerfeld H- Hennef W k.G. X X

Hennef-Aussen
orte
Bröl:
055 / 408 Am Floß (Stichweg

nördl. der B 478
sowie rechts v.
Hüpganssiefen

Br- Bröl W k.G. X X

Eulenberg:
120 /639 Berghagen (v.

Priesterbergweg bis
Berghagen
(Wegeparzelle 14))

EU-
Eulenberg

W k.G. X X

120 / 540 Steinbruchstraße EU-
Eulenberg

I.V. k.G. X O

120 / 582 Überholz EU-
Eulenberg

W k.G. X X

Lichtenberg:
143 / 622 Bohnenhof (zwischen

Im Baumgarten und
Fahrweg)

LI-
Lichtenberg

W k.G. X X

143 / 620 Im Baumgarten v.
Einmündung
Wegeparzelle 81 bis
Uckerather Straße

LI-
Lichtenberg

W k.G. X X

143 / 619 Schieferhof (Teilstück
aus Wegeparzelle
106 sowie 257 u.259)

LI-
Lichtenberg

W k.G. X X

143 / 627 Schleehecke LI-
Lichtenberg

W k.G. X X

Oberauel:
063 / 298 Am Alftersgarten OB-Oberauel W k.G. X X

063 /299 Am Bachgarten OB-Oberauel W k.G. X X

063 / 301 Auf dem Bruch OB-Oberauel W k.G. X X

063 / 304 Halberger Straße OB-Oberauel I.V.  X (tlw.) X O

063 / 305 Im Beckersbungert OB-Oberauel W k.G. X O

063 / 306 Im Dorf OB-Oberauel W k.G. X X

063 / 297 Im Lindenhof (v. Zur
Heide bis Zum alten
Kirchweg)

OB-Oberauel W k.G. X O
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063 / 303 Zur Heide OB-Oberauel I.V.  X (tlw.) X O

Söven:

036 / 710 Am Telegraph SV- Söven W X X X

036 / 169 Blankenbacher
Straße (v. Am
Frohnhof bis
Ausbauende)

SV- Söven W k.G. X O

036 / 181 Steinenkreuz SV- Söven W k.G. X O

Uckerath:
100 / 319 Am Busch U- Uckerath W k.G. X X

100 / 072 Am Messkreuz v.
Zum Siegtal bis
Fußweg
(Wegeparzelle 504)

U- Uckerath W X X X

100 / 315 Bierther Weg U- Uckerath W k.G. X X

100/316 Zum Scherbusch v. B
8 bis Bierther Weg

U-Uckerath W k.G. X X

2. Änderung des Satzungstextes

Bedingt durch die anhaltend starken Schneefälle der letzten Wochen kam es vermehrt zu
Anrufen von Bürgern und Bürgerinnen zu der Reinigungspflicht Winterdienst. Zur Klarstellung
und Präzisierung des Satzungstextes wurden Änderungen vorgenommen. §1 Abs. 3 muss neu
gefasst werden. Der alte § 5 wird der neue § 3. Der alte § 3 wird der neue § 4. Auf den alten §
3 Abs. 3 kann verzichtet werden, da sich dieser Absatz in § 5 wiederfindet (§ 5 Abs. 9). Der alte
§ 4 wird der neue § 5. § 7 Abs. 6 muss neu gefasst werden. § 10 Abs. 1 muss ebenfalls neu
gefasst werden. Das Abkürzungsverzeichnis wird um die Merkmale S Reinigung von Schmutz
und Unrat (Fahrbahn) und Wi Winterwartung (Fahrbahn) gekürzt.

Zur besseren Übersicht wurde der neue Satzungstext im Gesamten ausgedruckt. Die einzelnen
Änderungen sind im Text grau hinterlegt (Anlage 2).

Hennef (Sieg), den 27.01.2011

Klaus Pipke
Bürgermeister
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Anlage: 1

5. Änderungssatzung
zur Satzung über die Reinigung von Straßen und die Erhebung von
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt
Hennef (Sieg) vom 03.05.2004

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) hat in seiner Sitzung am xx.xx.2011 aufgrund der §§ 7 und 41
Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.
Juli 1994 (GV NW S. 666 -SGV.NW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007
(GV. NW. S. 380 ff.), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen
(Straßenreinigungsgesetz NW -StrReinG NW-) vom 18.12.1975 (GV NW S. 706) zuletzt
geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV NW S. 390) und der §§ 2, 4 und 6 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969
(GV NW S. 712/SGV NW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV NW S.
394), folgende Änderungssatzung zur Satzung über die Reinigung von Straßen und die
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Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung)
beschlossen:

I

§ 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Die Stadt betreibt die Reinigung im Sinne der Abs. 1 und 2 nur insoweit, als diese nicht nach §
3 den Grundstückseigentümern übertragen wird.

II

§ 3 erhält folgende Fassung:

§ 3
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer

1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeichnis besonders kenntlich gemachten
Fahrbahnen und Gehwege wird nach Maßgabe der textlichen Festsetzungen der §§ 4 und 5
auf die Eigentümer der an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen Grundstücke
übertragen. Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung.

2) Sind die Grundstückseigentümer beider Straßenseiten reinigungspflichtig, so erstreckt sich
die Reinigung der Fahrbahn nur bis zur Straßenmitte. Ist nur auf einer Straßenseite ein
reinigungspflichtiger Anlieger vorhanden, erstreckt sich die Reinigungspflicht auf die gesamte
Straßenfläche, wenn den bebauten oder bebaubaren Grundstücken der Außenbereich (§ 35
BauGB) gegenüber liegt.

3) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte.

4) Auf Antrag des reinigungspflichtigen Grundstückseigentümers kann ein Dritter durch
schriftliche Erklärung gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an
seiner Stelle übernehmen. Die Zustimmung hängt davon ab, dass der Dritte eine ausreichende
Haftpflichtversicherung nachweist. Die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange
wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht.

5) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers,
außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, befreit den
Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht.

III

§ 4 erhält folgende Fassung:

§ 4
Art und Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht

Für die Reinigung außerhalb der Winterwartung gilt:

1) Fahrbahnen und Gehwege sind grundsätzlich einmal wöchentlich (samstags), ansonsten mit
der im Straßenverzeichnis beschriebenen Häufigkeit und an den im Straßenverzeichnis
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bestimmten abweichenden Tagen zu säubern. Fällt ein vorgeschriebener Reinigungstag auf
einen gesetzlichen Feiertag, ist die Reinigung an dem vorausgehenden Werktag bis spätestens
19.00 Uhr durchzuführen.

2) Die Gehwegreinigung umfasst unabhängig vom Verursacher auch die Beseitigung von
Unkraut und sonstigen Verunreinigungen. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden.
Verunreinigungen sind nach Beendigung der Säuberungen unverzüglich unter
Berücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen. Laub ist unverzüglich zu
beseitigen, wenn es eine Gefährdung des Verkehrs darstellt.

IV

§ 5 erhält folgende Fassung:

§ 5

Art und Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht
Für die Reinigung im Rahmen der Winterwartung gilt:

1) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind
unverzüglich nach Beendigung des Schneefalles bzw. nach dem Entstehen der Glätte zu
beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind werktags bis 7.00
Uhr, Sonn- und Feiertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen.

2) Die im gesamten Stadtgebiet auf die Grundstückseigentümer übertragenen Gehwege sind in
einer für den Fußgängerverkehr erforderlichen Breite von 1,50 m von Schnee freizuhalten.

3) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder - wo dies
nicht möglich ist auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr
hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird.

4) Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind von Eis und Schnee
freizuhalten.

5) Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf den Gehweg und die Fahrbahn geschafft
werden.

6) Auf Gehwegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen, wobei grundsätzlich abstumpfende
Mittel einzusetzen sind. Die Verwendung von Salz oder sonstigen auftauenden Mitteln ist nur
erlaubt

- in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von
abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist,

- an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder
-abgängen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Gehwegabschnitten.

7) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder Schulbusse müssen die Gehwege so von
Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein gefahrloses Ein- und Aussteigen
gewährleistet ist. Bei Haltestellen mit einer Warteeinrichtung ist zusätzlich die Zuwegung von
der Warteeinrichtung zum Halteplatz des Verkehrsmittels zu räumen und zu streuen, so dass
ein gefahrloses Ein- und Aussteigen gewährleistet ist.

8) In Fußgängerzonen ist bei der Winterwartung ein Streifen von 1,50 m Breite, gemessen von
der jeweiligen gemeinsamen Grenze zwischen den angrenzenden Anliegergrundstücken und
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der öffentlichen Verkehrsfläche, zu räumen und zu streuen.

9) Wird die Winterwartung der Fahrbahn nicht auf die Grundstückseigentümer übertragen, so
ist auf Straßen, die keinen Gehweg aufweisen (z.B. Mischverkehrsflächen) vom
Grundstückseigentümer bei der Winterwartung ein Streifen von 1,50 m Breite, beginnend an
der jeweiligen gemeinsamen Grenze zwischen den angrenzenden Anliegergrundstücken und
der öffentlichen Verkehrsfläche, zu räumen und zu streuen. Dies gilt auch dann, wenn die Stadt
die Winterwartung auf der Fahrbahn bereits durchgeführt hat.

10) Ist die Winterwartung der Fahrbahn auf die Grundstückseigentümer übertragen,

gilt Abs. 9 Satz 1 entsprechend, wenn die Straßen keinen Gehweg aufweist. Darüber hinaus
sind bei Eis- und Schneeglätte

- gekennzeichnete Fußgängerüberwege,

- Querungshilfen über die Fahrbahn und

- Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der Gehwege an Straßenkreuzungen oder
-einmündungen

jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel vorrangig vor
auftauenden Mitteln einzusetzen sind. Ist nur auf einer Straßenseite ein reinigungspflichtiger
Anlieger vorhanden, erstreckt sich die Reinigungspflicht auf die gesamte Straßenfläche, wenn
den bebauten oder bebaubaren Grundstücken der Außenbereich (§ 35 BauGB) gegenüber
liegt.

11) Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden
Materialien bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel enthaltender Schnee darf auf
ihnen nicht gelagert werden.

V

 § 7 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

Die Zugehörigkeit einer Straße zu den in Abs. 4 Buchstaben a) bis d) und Abs. 5 Buchstaben a)
bis d) genannten Straßenarten sowie die Anzahl der wöchentlichen Reinigungen in den
einzelnen Straßen ergeben sich aus dem Straßenverzeichnis (§ 3 Abs. 1).

VI

§ 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.1 seiner Reinigungspflicht nach § 3 dieser Satzung nicht nachkommt
1.2 gegen ein Ge- oder Verbot des § 4 und § 5 dieser Satzung verstößt.

VII

Inkrafttreten:
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Diese Änderungssatzung tritt am 01.03.2011 in Kraft.

VIII

Das Abkürzungsverzeichnis erhält folgende Fassung:

Abkürzungsverzeichnis zum Straßenverzeichnis

F = Fußgängerweg/Fußgängerzone

W = Wohnstraße (Straßen, die vorwiegend dem Anliegerverkehr dienen)

I.V = Innerörtliche Verkehrsstraße

Ü.V. = Überörtliche Verkehrsstraße

k.G. = Kein Gehweg

X = Übertragung der Straßenreinigung auf die Anlieger

O = durchgeführt von der Stadt Hennef

wt = tägliche Reinigung an Werktagen

2, 3 = Anzahl der Reinigungstage innerhalb einer Kalenderwoche, abweichend vom
Grundsatz der einmaligen wöchentlichen Reinigung

















Beschlussvorlage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/2099 Anlage Nr.: ______

Datum: 03.02.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Bestellung einer Behindertenbeauftragten

Beschlussvorschlag

Frau Jutta Bootz wird mit Wirkung vom 15.02.2011 zur Behindertenbeauftragten der Stadt
Hennef bestellt.

Begründung

Nach Beschluss des Rates der Stadt Hennef (Sieg) - Beschluss der „Satzung der Stadt Hennef
zur Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung“ am 29.11.2010 - soll zur Wahrung
der Belange von Menschen mit Behinderung ein/eine Behindertenbeauftragte bestellt werden.

Für diese Funktion wird seitens der Verwaltung Frau Jutta Bootz vorgeschlagen.

Frau Bootz verfügt über die persönlichen Voraussetzungen, diese Aufgaben wahrzunehmen;
zur fachlichen Eignung nimmt sie an anerkannten Seminaren und sonstigen
Fachveranstaltungen teil.

Hennef (Sieg), den 03.02.2011
In Vertretung



Beschlussvorlage

Amt: Stadtbetriebe Hennef (AöR) - Abwasseranlagen TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/2102 Anlage Nr.: ______

Datum: 16.11.2010

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Bauausschuss 01.12.2010 öffentlich
Rat 14.02.2011 öffentlich
Verwaltungsrat der Stadtbetriebe Hennef
- AöR

2011 öffentlich

Tagesordnung

Kanalsanierungskonzept der Stadt Hennef (Sieg);
Vorstellung, Beratung und Empfehlung an den Rat der Stadt Hennef (Sieg) und den
Verwaltungsrat der Stadtbetriebe Hennef- AöR

Beschlussvorschlag

1. Der Bauausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef (Sieg):

    Dem Kanalsanierungskonzept der Stadtbetriebe Hennef AöR wird zugestimmt.
    Das Konzept wird in der vorgelegten Form in das Abwasserbeseitigungskonzept (ABK)
    der Stadt Hennef (Sieg) eingestellt.

2. Der Bauausschuss empfiehlt dem Verwaltungsrat der Stadtbetriebe Hennef-AöR:

   Die Satzung zur Abänderung der Fristen für die Durchführung von    
   Dichtigkeitsprüfungen privater Abwasserleitungen vom 11.12.2008
   wird entsprechend den Fristen des Kanalsanierungskonzeptes angepasst.

Begründung

Sachverhalt

Die Stadt Hennef ist zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Abwasserbeseitigung
und in Erfüllung ihrer Selbstüberwachungsverpflichtung angehalten regelmäßig den
baulichen und betrieblichen Zustand und die Funktionsfähigkeit ihres Kanalnetzes zu
überprüfen.
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Das Kanalnetz der Stadt Hennef (Sieg) umfasst zurzeit:

Gesamte Kanalnetzlänge : ca. 425 km            Druckleitungen       : ca. 27 km
Davon Mischwasser         : ca.  80 km              HA-Druckleitungen: ca.  2 km
            Schmutzwasser    : ca. 200 km             Dücker                   :       7  Stück
            Regenwasser       : ca. 145 km             Pumpwerke            :      71 Stück
            Hausanschlüsse   : ca. 30.000 Stück    Sonderbauwerke    :       46 Stück
            Schächte               : ca. 11.500 Stück    

Grundlage für die regelmäßige Überprüfung des Kanalnetzes ist die
Selbstüberwachungsverordnung Kanal (SüwV Kan). Nach ihr ist das Kanalnetz
innerhalb von 15 Jahren einmal vollständig zu überprüfen. Der jährliche
Untersuchungsbereich ist in der gesetzlich geforderten Betriebsanweisung für die
Kanalinspektion festgelegt und wird jährlich fortgeschrieben. Die
Untersuchungs-bereiche werden als Übersichtsplan dargestellt und ist als A4
Übersichtsplan beigefügt.
Der Plan mit der Aufteilung der Untersuchungsbereiche für die Kamerauntersuchungen
bildet die Grundlage für das Kanalsanierungskonzept der Stadt Hennef (Sieg).
Das Kanalsanierungskonzept gibt auf der Grundlage der aktuellen
Kamerauntersuchungen im Rahmen der SüwV Kan vor, nach welchen objektiven
Einflusskriterien zukünftig für die Stadt Hennef (Sieg) gebietsbezogene konkrete
Einzelkonzepte für die Kanalsanierung erstellt werden. Zur Vermeidung von
Doppeluntersuchungen wurden die Untersuchungsbereiche der SüwV Kan den
Sanierungsbereichen angepasst.
Da die Erstuntersuchung durch Kamerabefahrung der vorhandenen Kanäle 2008
abgeschlossen war, und die Folgeuntersuchungen ab 2009 begannen, ergibt sich für
die Stadt Hennef (Sieg) somit ein Sanierungszeitraum von 2009 bis 2023. Die
Sanierungsmassnahmen für 2009 und 2010 umfassen neben Einzelmassnahmen wie
z. B. Sanierung Kurhausstrasse in der Hauptsache das Sanierungskonzept für
Heisterschoß, welche bereits im Bauausschuss vorgestellt wurden.
Nach Auswertung der zukünftigen Kamerabefahrung und Festlegung des detaillierten
Sanierungskonzeptes einschließlich möglicher Varianten für das betroffene
Sanierungsgebiet werden diese dann dem Bauausschuss vorgelegt.
Damit wird für den betreffenden Sanierungsbereich jederzeit eine dynamische
Anpassung an sich verändernde äußere Randbedingungen möglich.

In engem Zusammenhang mit der Sanierung der öffentlichen Kanalisation stehen die
Dichtigkeitsprüfungen und erforderlichen Sanierungen der privaten Kanäle nach
 § 61 a LWG. Hierzu eine kurze Erläuterung:

Erstmals wurde im Jahr 1995 im § 45 Landesbauordnung (BauO) NRW eine Frist bis
zum 2015 zur Dichtigkeitsprüfung von privaten Entwässerungsanlagen aufgenommen.
In Wasserschutzgebieten war die Dichtheitsprüfung bis zum 31.12.2005 durchzuführen.
Aufgrund von landesweiten Umsetzungsschwierigkeiten und Zuständigskeitsproblemen
wurden die Forderungen des § 45 BauO NRW zum 31.12.2007 in den § 61a
Landeswassergesetz (LWG) NRW überführt und § 45 BauO NRW aufgehoben.
Hierdurch verlagerten sich die Zuständigkeiten für die Umsetzung der
Dichtheitsprüfungen von den Bauaufsichtsbehörden auf die für die Abwasserbeseitigung
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zuständigen Dienststellen innerhalb der Kommunen.

Auch durch das Inkrafttreten des neuen Wasserhaushaltsgesetzes zum 01.03.2010 gilt
die Pflicht zur Dichtheitsprüfung an privaten Abwasserleitungen in § 61a LWG weiter
fort.

Nach § 61a Abs. 3 LWG hat der Eigentümer eines Grundstückes die im Erdreich oder
unzugänglich verlegten Abwasserleitungen zum Sammeln und Fortleiten von
Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser seines
Grundstückes (sofort) nach der Errichtung von einem Sachkundigen auf Dichtigkeit
prüfen zu lassen. Gemäß § 61a Abs. 4 LWG muss bei bestehenden Abwasserleitungen
die erste Dichtigkeitsprüfung gemäß Abs. 3 bei einer Änderung, spätestens jedoch bis
zum 31.12.2015 durchgeführt werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, per
Satzung „abweichende Zeiträume“, d. h. frühere oder spätere Fristen festzulegen.

Die Gemeinde muss für bestehende Abwasserleitungen durch Satzung kürzere
Zeiträume für die erstmalige Prüfung festlegen, wenn die Abwasserleitungen auf einem
Grundstück innerhalb eines Wasserschutzgebietes liegen und

1. zur Fortleitung industriellen oder gewerblichen Abwassers dienen und vor dem 1.
Januar 1990 errichten wurden oder

2. zur Fortleitung häuslichen Abwassers dienen und vor dem 1. Januar 1965
errichtet wurden.

Da die unter 1. + 2. genannten Voraussetzungen für Grundstücke innerhalb des
Stadtgebietes zutreffen, haben die Stadtbetriebe Hennef AöR am 11.12.2008 eine
Satzung zur Abänderung der Fristen für die Durchführung von Dichtigkeitsprüfungen
privater Abwasserleitungen in Wasserschutzzonen bis zum 31.12.2011 beschlossen,
für das restliche Stadtgebiet bis zum 31.12.2015.

Darüber hinaus soll die Gemeinde nach § 61a Abs. LWG durch Satzung abweichender
Zeiträume für die erstmalige Prüfung nach Abs. 4 festlegen, wenn

1. Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen Abwasseranlagen

- in einem Abwasserbeseitigungskonzept nach § 53 Abs. 1 a LWG NRW oder
- in einem gesonderten Kanalisierungskonzept oder
- in einem Fremdwassersanierungskonzept festgelegt sind, oder

2. die Gemeinde für abgegrenzte Teile ihres Gebietes die Kanalisation im Rahmen
    der Selbstüberwachungsverpflichtung nach § 61 LWG überprüft.

§ 61 a LWG fordert im Zusammenhang mit Grundstücken innerhalb eines
Wasserschutzgebietes ausdrücklich „kürzere Zeiträume“ für die erstmalige
Dichtheitsprüfung, ansonsten wird im Gesetz nur der Begriff „abweichende Zeiträume“
verwendet. Die Formulierung „abweichende Zeiträume“ meint sowohl eine Verkürzung
als auch eine Verlängerung der Frist vom 31.12.2015. So sieht es auch der Städte- und
Gemeindebund Nordrhein-Westfalen und hat dies in seiner Mustersatzung zum § 61a
LWG entsprechend umgesetzt.





Beschlussvorlage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/2156 Anlage Nr.: ______

Datum: 30.12.2010

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

24.01.2011 öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Reduzierung der Anzahl der abrechenbaren Fraktionssitzungen

Beschlussvorschlag

Der Haupt-, Finanz und Beschwerdeausschuss des Rates der Stadt Hennef (Sieg) beschließt:

Die Fraktionen des Rates der Stadt Hennef (Sieg) beschränken die Anzahl der abrechenbaren
Fraktionssitzungen auf 24 Sitzungen pro Jahr.

Begründung

An die Ratsmitglieder und sachkundigen Bürger wurden 2010 rd. 233.000 € für Sitzungsgelder,
Verdienstausfallentschädigungen, Aufwandsentschädigungen u. ä. gezahlt. Laut Hauptsatzung
werden derzeit Sitzungsgelder für die Teilnahme an bis zu 36 Fraktionssitzungen im Jahr
gewährt.

Die Zahl der abrechnungsfähigen Fraktionssitzungen könnte reduziert werden. Fünf der sechs
Stadtratsfraktionen haben im Jahr 2010 bereits weniger als 24 Fraktionssitzungen
durchgeführt.

Dadurch ergäben sich folgende Einsparungen:

• bei Reduzierung auf 30 Fraktionssitzungen rd.    20.000 €
• bei Reduzierung auf 24 Fraktionssitzungen rd.    40.000 €

Die Höhe der Einsparung ist letztendlich von der Zahl der tatsächlich teilnehmenden
Fraktionsmitglieder abhängig.



Eine Reduzierung wäre rechtlich zulässig. § 45 Abs. 5 Satz 2 GO NW regelt ausdrücklich, dass
die Zahl der Fraktionssitzungen pro Jahr in der Hauptsatzung zu beschränken ist.
Gleichwohl schlägt die Verwaltung vor, die Hauptsatzung nicht zu ändern, sondern für ein Jahr
die Reduzierung per Beschluss festzulegen. Somit kann flexibel die Anzahl der
Fraktionssitzungen für jedes Jahr beschlossen werden.

Ob diese Maßnahme insgesamt sinnvoll ist, müsste von den Fraktionen beurteilt werden.
Schließlich sind regelmäßige Fraktionssitzungen eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass in
den Fraktionen auch qualitativ gut gearbeitet werden kann. Dies ist für die Stadt letztlich
wichtiger als Einsparungen in der o. g. Größenordnung.

Die entsprechenden haushaltsmäßigen Auswirkungen wurden bereits im Entwurf des
Haushaltsplans 2011, Produkt 001, mit einer Kürzung des Ansatzes in Höhe von 28.530 €
berücksichtigt.

Hennef (Sieg), den 30.12.2010

Klaus Pipke
Bürgermeister





Beschlussvorlage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2011/2188 Anlage Nr.: ______

Datum: 03.02.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Resolution zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2011;
Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 02.02.2011

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Hennef beschließt die beigefügte Resolution der Fraktion Bündnis 90 / Die
Grünen. Damit fordert der Rat die Landesregierung auf, den Entwurf des
Gemeindefinanzierungsgesetzes 2011 zurückzunehmen und grundlegend im Sinne einer
gerechten Verteilung der Finanzmittel zu überarbeiten.

Begründung

Die Begründung entnehmen Sie bitte dem beigefügten Fraktionsantrag.

Hennef (Sieg), den 03.02.2011

Klaus Pipke
Bürgermeister







Beschlussvorlage

Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2011/2182 Anlage Nr.: ______

Datum: 27.01.2011

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 14.02.2011 öffentlich

Tagesordnung

Jahresabschluss 2009 der Stadt Hennef

Beschlussvorschlag

Der Jahresabschluss 2009 wird zur Prüfung nach § 103 I Ziffer 1 GO NW i. V. m. § 96 I GO
NW an den Rechnungsprüfungsausschuss verwiesen.

Begründung

Gemäß § 95 III GO NW wird der Entwurf des Jahresabschlusses von der Kämmerin aufgestellt
und dem Bürgermeister zur Bestätigung vorgelegt. Der Bürgermeister leitet den von ihm
bestätigten Entwurf dem Rat zur Feststellung zu.
Gem. 96 I GO NW stellt der Rat den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften
Jahresabschluss durch Beschluss fest. Zugleich beschließt er über die Verwendung des
Jahresüberschusses oder die Behandlung des Jahresfehlbetrages.  Der Rat entscheidet zudem
über die Entlastung des Bürgermeisters.

Der Jahresabschluss 2009 ist somit zunächst dem Rechnungsprüfungsausschuss zur Prüfung
zuzuleiten.

Auswirkungen auf den Haushalt

 Keine Auswirkungen

Hennef (Sieg), den 27.01.2011

Klaus Pipke
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